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Änderungsantrag 
 
der Fraktion der AfD 
 

 
 
zu dem „Gesetz über die Feststellung des Haushaltsplans des Landes Nordrhein-West-
falen für das Haushaltsjahr 2024 (Haushaltsgesetz 2024)“ 
 
 
Gesetzentwurf der Landesregierung 
Drucksachen 18/5000 und 18/6500 (Ergänzung) 
Beschlussempfehlung des Haushalts- und Finanzausschusses 
Drucksache 18/6803 
 
2. Lesung  
 
 
hier: 
 
Kapitel 03 110 Polizei 
 
Titel 514 02 Dienst- und Schutzkleidung 
 
Erhöhung des Baransatzes  
 
HH 2024     Ansatz lt. HH 2023 
von   23.585.300 Euro                              26.627.600 Euro 
um     1.600.000 Euro 
auf   25.185.300 Euro 
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Begründung 
 
Neben der Dienstkleidung, die unsere Polizeibeamten als Träger hoheitlicher Aufgaben kennt-
lich macht, ist vor allem die Schutzkleidung im täglichen Einsatz von hoher Bedeutung.  
 
Der BDK konnte es bereits in seiner Stellungnahme zum HHG 2022 nicht nachvollziehen, 
weshalb die Kriminalpolizei nach wie vor nicht flächendeckend mit taktischen Überziehwesten 
ausgestattet ist, die insbesondere im operativen Dienst, also beispielsweise im Rahmen von 
Durchsuchungen, vorteilhaft sind (vgl. Stellungnahme 17/3175, S. 7) 
 
Damit würde nicht nur die tatsächliche persönliche Sicherheit dieser Träger hoheitlicher Auf-
gaben verbessert, was grundsätzlich das Bestreben jedes verantwortungsbewussten Dienst-
herren sein sollte, sondern es dient auch dem stärkeren und selbstbewussteren Auftreten in 
Gefahrensituationen, die im Polizeialltag ohne Vorwarnung schnell entstehen können. 
 
Auch in der schriftlichen Stellungnahme des BDK zum Gesetz über die Feststellung des Haus-
haltsplans des Landes Nordrhein-Westfalen für das Haushaltsjahr 2022, 17/4386, wurde mo-
niert, dass weiterhin keine Außentragehüllen an Kriminalpolizisten ausgegeben werden. 
 
Bei aktuell rund 10.000 Angehörigen der Kriminalpolizei wären laut Landesregierung 1,6 Mio. 
€ erforderlich (vgl. Vorlage 17/15508), um diese Teilmenge der Polizeivollzugsbeamten mit 
Außentragehüllen auszustatten. Allerdings ist von Seiten der Landesregierung eine flächen-
deckende Ausstattung aller Kriminalbeamten mit Außentragehüllen derzeit nicht angedacht. 
(vgl. Vorlage 18/1779). 
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